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Die 14. Auflage dieses Grundrisses stellt in knapper und
verständlicher Form die einschlägigen Vorschriften des
Kommunalverfassungsrechts Schleswig-Holstein dar. Alle
seit Erscheinen der Vorauflage erfolgten Rechtsänderungen
sind berücksichtigt. Der Leitfaden enthält zahlreiche
praktische Beispiele und Schaubilder, welche die Materie
in besonderer Weise anschaulich machen. Das Werk wendet
sich nicht nur an Lernende an Fach- und Hochschulen,
sondern stellt auch für die ehrenamtlich in der
Kommunalpolitik Tätigen eine nützliche Hilfe für die
tägliche Arbeit dar.
 
Björn Petersen ist Büroleiter in einer Kommunalverwaltung
in Schleswig-Holstein, Berater und Dozent für
Kommunalrecht und Organisationswesen.



Vorwort

Die 14.  Auflage dieses Grundrisses will – wie die
zwischenzeitlich vergriffenen Vorauflagen – in knapper und
möglichst verständlicher Form die einschlägigen
Vorschriften des Kommunalverfassungsrechts unter
Berücksichtigung der aktuellen Gesetzesänderungen
darstellen.
Ziel der Schrift ist es, die für die Praxis wirklich
bedeutsamen Vorschriften auch für diejenigen eingängig
darzustellen, die mit der teilweise sehr komplizierten
Materie nicht täglich zu tun haben. Deshalb wurden auch
die Zusammenhänge mit den übergeordneten Vorschriften
des Grundgesetzes und der Landesverfassung sowie
anderer Rechtsnormen dargestellt.
Die 14.  Auflage wendet sich einerseits an ehrenamtliche
Kommunal politikerinnen und Kommunalpolitiker, die sich
einen umfassenden Überblick über das Kommunalrecht
verschaffen wollen; sie ist in gleicher Weise als Hilfsmittel
für Auszubildende und Anwärter der Beamtenlaufbahnen,
für Studenten der Verwaltungsfachhochschule sowie für
Teilnehmer von Angestelltenlehrgängen an der
Verwaltungsakademie, aber auch Quereinsteiger gedacht.
Der Leitfaden enthält eine Reihe praktischer Beispiele und
graphischer Darstellungen, die die Materie in besonderer
Weise anschaulich machen.

Kiel, im August 2020
Björn Petersen
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1. Grundbegriffe des
Kommunalrechts

1.1 Begriff des Kommunalrechts

Das Kommunalrecht umfasst alle Rechtsvorschriften, die
Regelungen zur Rechtsstellung der Gemeinden, Kreise und
Ämter, ihren Aufgaben, ihrer inneren Verfassung, ihrer
Bildung und Auflösung, ihr Verhältnis zum Staat, ihre
Beziehung zu ihren Einw. und Bürg. und ihren Aufgaben
enthalten. Es handelt sich um Gesetze und Verordnungen
auf Landesebene. Das Kommunalrecht gehört zum
öffentlichen Recht.

1.2 Begriff der Gemeinde

Gemeinden im Sinne des Kommunalrechts sind die
politischen Gemeinden, also die Gemeinwesen, die die
durch das Zusammenleben der Menschen auf Ortsebene
entstehenden Probleme zu lösen haben. Die Gemeinden
leiten ihre Hoheitsgewalt als Träger der öffentlichen
Verwaltung (§ 2 Abs. 1 LVwG) von den Ländern ab.

2. Rechtsgrundlagen des
Kommunalrechts

2.1 Bundesrecht



Die Gesetzgebungskompetenz für das Kommunalrecht
liegt bei den Ländern (Art. 30 i. V. m. Art. 70 GG). Das
GG enthält eine institutionelle Garantie für die
Gemeinden, die ihren Bestand als unterste ebene des
Staates sichert. Es beinhaltet weiter eine Weisung für
die Länder, für eine demokratische Ausgestaltung der
kommunalen Selbstverwaltung (Art. 28 GG) zu sorgen.
Weitere für die kommunale Selbstverwaltung bedeutsame
Regelungen enthält das GG vor allem in Art. 106 Abs. 5 bis 8
(Anteil an der Einkommensteuer, Anteil an der
Umsatzsteuer, Realsteuergarantie, Steuerverbund,
Ausgleich für Sonderbelastungen).

2.2 Landesrecht

Die landesverfassungsrechtliche Garantie für die
Gemeinden und Gemeindeverbände enthält Art. 54
LVerf. Diese Norm legt fest, dass die Gemeinden
berechtigt und im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit
verpflichtet sind, in ihrem Gebiet alle öffentlichen
Aufgaben in eigener Verantwortung zu erfüllen. Die
eigentliche Ausgestaltung des Kommunalrechts
erfolgt durch die Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (GO), die Kreisordnung für Schleswig-
Holstein (KrO) und die Amtsordnung für Schleswig-
Holstein (AO). Von besonderer Bedeutung sind ferner das
Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (GkZ), das Gesetz
über die Errichtung allgemeiner unterer Landesbehörden
(GuLb), das Gemeinde- und Kreiswahlgesetz (GKWG), das
Kommunalprüfungsgesetz (KPG) und das Gesetz über die
Zusammenarbeit zwischen Trägern der öffentlichen
Verwaltung und Privaten (GZöVP). Daneben gibt es eine
Reihe von Verordnungen, die sich auf
Ermächtigungsgrundlagen in der GO, der KrO und der AO
stützen, so z. B. die Durchführungsverordnung zur GO, zur


